Vergleich der Positionen der im baden-württembergischen Landtag vertretenen Parteien zur Verwaltungsreform
	Thema
	Prof. Hesse (Gutachten)
	FDP
	SPD
	CDU
	Grüne

	Zweck einer Reform
	Optimierung der Verwaltungsorga-nisation und Strukturreformen;

Aufgabenkritik; Ersparnis bei und effektive Nutzung von Ressourcen;

Verfahrensvereinfachungen
	effektive Verwaltungsarbeit; Doppelarbeit vermeiden, Abläufe wirtschaftlich organisieren, mehr Bürgernähe
	Bürgernahe, leistungsfähige und kostengünstige Verwaltung; mehr Transparenz, Verwaltung wieder handlungsfähig machen
	schlank, schlagkräftig, bürgernah und überschaubar 
	kostengünstige, effiziente und bürgernahe Ver-waltung

	Reform der Ministerien
	Neuzuschnitt:

Staats-, Justiz-, Finanz-, Innen-, Wirtschafts-, Sozial-, Umwelt- und Kultusministerium.

8 statt 10 Ministerien,
geänderte Aufgabengebiete
	Neuzuschnitt:

Zusammenlegung Kultus u. Wissen-

schaftsministerium; Zuständigkeiten Landw.minist. auf andere verteilen:

Wirtschaftsministerium: f. Wirtschaft, Arbeit, Bau, Verkehr (Infrastruktur)

Arbeitsgerichtbarkeit zum Justizmin.

Insgesamt 8 statt 10 Ministerien
	Neuzuschnitt:
höchstens 8 statt 10 Ministerien

Ministerialverwaltung soll künftig vor allem dem Steuerungsauftrag nachkommen.
	Reform nicht nötig, die Ministerien konzen-trieren sich schon auf Kernaufgaben. 

	Kein Vorschlag

	obere Landesverwaltung
	reduzieren; mehr GmbHs und Länderkooperation
	reduzieren, Zusammenlegungen (aber keine Mammutbehörden), Länderkooperation, Verlagerung
von Zuständigkeiten auf mittlere
und untere Verwaltungsebene;

Einrichtung weiterer Landesbetriebe
	(implizit: reduzieren)


	Kein Vorschlag
	Kein Vorschlag

	Mittelinstanzen
	Regierungspräsidien: Straffung und Delegation. 3 statt 5 Abteil-ungen.

Auflösung der Oberschulämter, sowie Forst- und Körperschafts-direktionen.
	Regierungspräsidien: Straffung und Delegation; Bestand und Aufgaben-zuschnitt der Regierungspräsidien ist ständig zu überprüfen; Bei Schul-verwaltung soll eine Ebene entfallen.
	Aufgaben der Mittelinstanzen und der Landkreise künftig in ca. 8 Regionalkreisen bündeln, d.h. Abschaffung der Regierungsprä-sidien und Kreise; Wahl des Re-gionaltags durch das Volk;
Delegation an die Kommunen wo möglich
	Beibehaltung der Regierungsbezirke;

Regionalkreise wären viel zu groß, um effektiv arbeiten zu können, weil Mammut-behörden


	Ersetzung der Regierungsbe-zirke und Kreise durch neu zu schaffende Regionen (An-zahl offen)

	Regionalebene
	Flexibles Regionalmanagement; freiwillige interkommunale Verhandlungslösungen; ggf. Verzicht auf Regionalverbände, Nachbarschaftsverbände und Verband Region Stuttgart
	Freiwillige interkommunale Zusammenarbeit (z.B. Zweckver-bände);

Keine Abschaffung des Verbands Region Stuttgart
	Schaffung von Regionalkreise 

(impliziert Abschaffung der Regionalverbände)
	Kein Vorschlag
	Kein Vorschlag

	Kommunen und untere Landesbehörden
	Konzentration u. Kommunalisier-ung der unteren Landesbehörden;

Stärkung der Landkreise und kreis-freien Städte; territoriale Anpassung; Aufgabendelegation; Überprüfung der Funktionalität v. Kleingemeinden
	Direktwahl der Landräte; Stärkung der Landkreise durch Eingliederung von Sonderbehörden; zumindest Zusammenlegung von Sonderbehörden;

Gemeindefinanzreform; Überprüfung der Funktionalität v. Kleingemeinden
	Stadt- und Landkreise gehen in Regionalkreisen auf; Aufgaben der Regierungsbezirke und Kreise übernehmen, weitere Aufgaben (z.B. KFZ-Zulassung) auf Kommunen übertragen
	Kein Vorschlag
	Kein Vorschlag

	Sonstiges
	Föderalismusreform
	Föderalismusreform; Reform des Länderfinanzausgleichs
	Aufgabenkritik: Prozessoptimierung, Einbindung von eGovernment
	Reform des Länder-finanzausgleichs
	Experten-kommission



